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§ 106 b
61) Wer vorsätzlich gegen Anordnungen verstößt, 

die ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines 
Landes oder dessen Präsident über das Betreten des 
Gebäudes des Gesetzgebungsorgans oder des dazu ge­
hörenden Grundstücks oder über das Verweilen oder 
die Sicherheit und Ordnung im Gebäude oder auf dem 
Grundstück allgemein oder im Einzelfall erläßt, wird 
mit Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Monaten bestraft, soweit nicht in anderen Vorschrif­
ten eine schwerere Strafe angedroht ist. Die Tat wird 
nur mit Ermächtigung des Präsidenten des Gesetz­
gebungsorgans verfolgt.

(2) Die Strafvorschrift des Absatzes 1 gilt bei An­
ordnungen eines Gesetzgebungsorgans des Bundes 
oder seines Präsidenten weder für die Mitglieder des 
Bundestages noch für die Mitglieder des Bundesrates 
und der Bundesregierung sowie ihre Beauftragten, bei 
Anordnungen eines Gesetzgebungsorgans eines Landes 
oder seines Präsidenten weder für die Mitglieder der 
Gesetzgebungsorgane dieses Landes noch für die Mit­
glieder der Landesregierung und ihre Beauftragten.

§ 107

(1) Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Ge­
walt eine Wahl oder die Feststellung ihres Ergebnis­
ses verhindert oder stört, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren, in besonders schweren Fällen mit 
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 107 a

(1) Wer
unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergeb­

nis einer Wahl herbeiführt
oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits­

strafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer das Ergebnis einer 
Wahl unrichtig verkündet oder verkünden läßt.

8. Kapitel
Straftaten gegen die staatliche Ordnung 

1. Abschnitt 
Straftaten gegen die Durchführung von Wahlen

§ 2 1 1

Wahlfälschung

(1) Wer

als Mitglied einer Wahlkommission oder als 
ein in ihrem Auftrag Flandelnder das Ergebnis ei­
ner Wahl zur Volkskammer, zu den örtlichen Volks­
vertretungen, eines Volksentscheids oder einer Volks­
befragung verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.
(2) Der Versuch ist strafbar.


